§1
(1)

§3
(1)

Geschaftsordnung des Aufsichtsrates der HYPOPORT SE

in der Fassung vom 31.08.2021

Allgemeine Vorschriften: Grundsitze fiir die Aufsichtsratsarbeit

Der Aufsichtsrat setzt im Rahmen von Gesetz und Satzung seine Geschaftsordnung
selbst fest.

Die jeweils aktuelle Fassung der Geschaftsordnung des Aufsichtsrats wird auch dem
Vorstand bekannt gemacht und kann auf einer Hauptversammlung auch von den Aktio-
naren eingesehen werden.

Der Aufsichtsrat flhrt seine Geschéafte nach den Vorschriften der Gesetze, der Satzung
der HYPOPORT SE und dieser Geschéaftsordnung. Seine Mitglieder haben gleiche
Rechte und Pflichten. An Weisungen sind sie nicht gebunden.

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben arbeitet der Aufsichtsrat vertrauensvoll mit dem
Vorstand zum Wohle des Unternehmens eng zusammen.

Jedes Aufsichtsratsmitglied ist dem Unternehmensinteresse verpflichtet. Es wird bei sei-
nen Entscheidungen weder persdnliche Interessen verfolgen noch Geschaftschancen,
die dem Unternehmen zustehen, fiir sich nutzen.

Personelle Voraussetzungen

Jedes Aufsichtsratsmitglied legt Interessenkonflikte, insbesondere solche, die aufgrund
einer Beratung oder Organfunktion bei Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonsti-
gen Geschaftspartnern entstehen kdnnen, dem Aufsichtsrat gegenuber unverzuglich of-
fen.

Der Aufsichtsrat wird in seinem Bericht an die Hauptversammlung Uber aufgetretene In-
teressenkonflikte und deren Behandlung informieren.

Wesentliche und nicht nur voriibergehende Interessenkonflikte in der Person eines Auf-
sichtsratsmitglieds sollen zur Beendigung des Mandates z. B. im Wege der Amtsnieder-
legung flhren.

Berater- und sonstige Dienstleistungs- und Werkvertrage eines Aufsichtsratsmitglieds
mit der Gesellschaft bedlrfen der Zustimmung des Aufsichtsrats.

Alle Mitglieder des Aufsichtsrats sind gehalten, sich in ausreichendem Male weiterzu-
qualifizieren. Dabei sollen sie von der Gesellschaft angemessen unterstitzt werden.

Vorsitzender und Stellvertreter

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen Stellvertreter des
Vorsitzenden. Sind der Vorsitzende und sein Stellvertreter mit Ablauf einer Hauptver-
sammlung aus dem Amt ausgeschieden, so erfolgt die Wahl in einer Sitzung, die im
Anschluss an diese Hauptversammlung stattfindet und in der das an Jahren alteste Auf-
sichtsratsmitglied den Vorsitz Ubernimmt. Einer besonderen Einladung zu dieser Auf-
sichtsratssitzung bedarf es nicht. Die Wahl erfolgt fir die Dauer der Zugehdrigkeit des
Gewahlten zum Aufsichtsrat.
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Der Stellvertreter hat die Rechte und Pflichten des Vorsitzenden des Aufsichtsrats, wenn
dieser verhindert ist.

Scheidet der Vorsitzende oder sein Stellvertreter vorzeitig aus dem Amt aus, so hat der
Aufsichtsrat unverziglich eine Neuwahl fur die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen
vorzunehmen.

Sitzungen

Der Aufsichtsrat muss zweimal im Kalenderhalbjahr einberufen werden; er soll in jedem
Quartal eine Sitzung abhalten. Die Termine sind im Firmenterminkalender der HYPO-
PORT SE organisiert.

Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch seinen Vorsitzenden mit einer Einla-
dungsfrist von mindestens 14 Tagen einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden
der Tag der Absendung der Einladung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. Die
Einladung kann nach Wahl des Vorsitzenden schriftlich, per Telefax, telefonisch oder
unter Nutzung elektronischer Medien (z.B. E-Mail) erfolgen. In dringenden Fallen kann
der Vorsitzende diese Frist angemessen verkirzen. In begriindeten Fallen kann der Vor-
sitzende in der Einberufung bestimmen, dass die Sitzung in anderer Form als durch per-
sonliches Zusammentreten (z. B. als Telefon- oder Videokonferenz) abgehalten wird.
Beschlussantrage sind in vollem Wortlaut mitzuteilen. Antrage zur Tagesordnung sind
an den Aufsichtsratsvorsitzenden zu richten.

Zu allen Beratungsgegenstanden soll den Aufsichtsratsmitgliedern ausfuhrliches Infor-
mationsmaterial zur Verflgung gestellt werden, in der Regel zusammen mit der Einla-
dung oder im Nachgang dazu, jedoch spatestens bis zu 7 Tagen vor der Sitzung.

Jedes Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand kann unter Angabe des Zwecks und der
Grinde verlangen, dass der Vorsitzende des Aufsichtsrats unverziglich den Aufsichtsrat
einberuft. Die Sitzung muss binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. Wird
dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Aufsichtsratsmitglied oder der Vorstand
unter Mitteilung des Sachverhalts und der Angabe einer Tagesordnung selbst den Auf-
sichtsrat einberufen.

Mit der Einberufung sind Ort und Zeit der Sitzung sowie die Tagesordnung mitzuteilen.
Ist die Tagesordnung nicht ordnungsgemaf angekindigt worden, darf hierliber nur be-
schlossen werden, wenn kein Aufsichtsratsmitglied widerspricht. Abwesenden Aufsichts-
ratsmitgliedern ist in einem solchen Fall Gelegenheit zu geben, binnen einer vom Vorsit-
zenden zu bestimmenden angemessenen Frist der Beschlussfassung zu widersprechen
oder ihre Stimme schriftlich abzugeben. Der Beschluss wird erst wirksam, wenn die ab-
wesenden Aufsichtsratsmitglieder innerhalb der Frist nicht widersprochen oder wenn sie
zugestimmt haben.

Der Vorsitzende des Aufsichtsrats leitet die Sitzung.

Der Sitzungsleiter bestimmt die Reihenfolge der Behandlung der Tagesordnungspunkte
und die Art der Abstimmung. Er kann die Behandlung einzelner Tagesordnungspunkte
auf die nachste Sitzung vertagen, es sei denn, die Sitzung des Aufsichtsrats oder die
Behandlung der betreffenden Tagesordnungspunkte erfolgt auf Verlangen eines Mit-
glieds des Aufsichtsrats oder des Vorstands.

Der Sitzungsleiter hat fir den ordnungsgemafen Verlauf der Sitzung Sorge zu tragen.
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Die Mitglieder des Vorstands sind berechtigt und bei Verlangen des Aufsichtsrats ver-
pflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen, soweit der Aufsichtsrat nichts anderes be-
stimmt.

Der Sitzungsleiter kann einen nicht dem Aufsichtsrat angehérenden und zur Verschwie-
genheit verpflichteten Protokollfihrer bestimmen. Er darf Sachverstandige und Aus-
kunftspersonen zur Beratung Uber einzelne Gegenstéande der Tagesordnung hinzuzie-
hen.

Der Sitzungsleiter bestimmt die Arbeitssprache der Sitzung. Er hat einen Simultandol-
metscher beizuziehen, wenn auch nur ein Mitglied des Aufsichtsrats der Arbeitssprache
nicht machtig ist.

Aufgaben

Der Aufsichtsrat hat insbesondere folgende Aufgaben:
a) Genehmigung des Geschaftsplans,

b)  Uberwachung der laufenden Geschéfte,

c) Benennung und Abberufung von Vorstanden sowie Schliellung von Anstellungs-
vertragen mit Vorstanden,

d) Bearbeitung von zustimmungspflichtigen Angelegenheiten gemaf Satzung oder
Geschéftsordnung des Vorstands und

e) weitere Aufgaben, mit denen er durch das Gesetz, die Hauptversammlung oder
durch die Satzung beauftragt wurde.

Der Aufsichtsrat befasst sich insbesondere mit der Uberwachung des Rechnungsle-
gungsprozesses, der Uberwachung der Wirksamkeit des internen Kontroll- und Risiko-
managementsystems, der Uberwachung der Internen Revision und der Compliance, der
erforderlichen Unabhangigkeit des Abschlussprifers, der Erteilung des Prifungsauf-
trags und der Bestimmung der Prifungsschwerpunkte. Sofern sinnvoll und erforderlich,
bildet er hierflir entsprechende Ausschiisse gem. § 9.

Beschlussfassung

Beschlisse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung
des Vorsitzenden des Aufsichtsrats konnen Beschllisse auch aufierhalb von Sitzungen
(Beschlussfassung schriftlich, per Telefax, telefonisch oder unter Nutzung elektronischer
Medien (z.B. E-Mail)) erfolgen. Ein Widerspruchsrecht gegen die angeordnete Form
steht den Aufsichtsratsmitgliedern nicht zu. Ein solches Verfahren wird vom Vorsitzen-
den koordiniert, schriftlich dokumentiert und das Ergebnis allen Mitgliedern zugeleitet.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn an der Beschlussfassung samtliche Mitglieder
teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in
der Abstimmung der Stimme enthalt.

Abwesende Aufsichtsratsmitglieder konnen an Abstimmungen des Aufsichtsrats in einer
Sitzung dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche
Stimmabgaben Uberreichen lassen.
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Beschlusse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes
bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Dabei gilt Stimm-
enthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats den Ausschlag. Nimmt der Vorsitzende des Aufsichtsrats an
der Abstimmung nicht teil, so gibt die Stimme seines Stellvertreters den Ausschlag.

Der Aufsichtsratsvorsitzende ist ermachtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durch-
fuhrung der Beschlisse des Aufsichtsrats erforderlichen Willenserklarungen abzugeben.

Sitzungsniederschrift

Uber die Verhandlungen und Beschliisse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzu-
fertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmung auf3erhalb von Sitzun-
gen vom Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen sind. Die Beschlisse des Aufsichts-
rats sind innerhalb von einer Woche nach Beschlussfassung in der Zentralablage der
HYPOPORT SE zu hinterlegen.

Der Aufsichtsratsvorsitzende kann einen zur Verschwiegenheit zu verpflichtenden Pro-
tokollfihrer beiziehen. Die Sitzungsniederschrift ist vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen.

Die Beschlussfassung Uber die Genehmigung der Niederschrift folgt in der nachsten Sit-
zung des Aufsichtsrats.

Auf Beschlisse des Aufsichtsrats aulerhalb einer Sitzung sind die Vorschriften zur Sit-
zungsniederschrift entsprechend anzuwenden.

Schweigepflicht

Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben Uber die ihnen bei ihrer Tatigkeit als Aufsichts-
ratsmitglied bekannt gewordenen Tatsachen, deren Offenbarung die Interessen der Ge-
sellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens beeintrachtigen konnte, Dritten
gegenuber Stillschweigen zu bewahren, insbesondere Uber vertrauliche Berichte und
vertrauliche Beratungen. Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung ihres Amts.
Dem Gebot der Schweigepflicht unterliegen insbesondere die Stimmabgabe, der Verlauf
der Debatte, die Stellungnahmen sowie persdnliche AuBerungen einzelner Aufsichts-
ratsmitglieder.

Beabsichtigt ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen, deren Mitteilung nicht offen-
sichtlich zuldssig ist, an Dritte weiterzugeben, so ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats
daruber zu informieren. Wenn dieser der Bekanntgabe nicht zustimmt, hat er die Gbrigen
Mitglieder des Aufsichtsrats hiervon zu unterrichten und eine unverziigliche Stellung-
nahme des Aufsichtsrats herbeizufihren. Bis zu dieser Stellungnahme hat das betref-
fende Aufsichtsratsmitglied Uber die ihm durch sein Amt bekannt gewordene Tatsache
Stillschweigen zu bewahren.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind bei ihrem Ausscheiden aus dem Amt verpflichtet,
samtliche Unterlagen wie Schriftstiicke, Korrespondenzen, Aufzeichnungen und derglei-
chen, sie sich auf Angelegenheiten der Gesellschaft beziehen und die sich in ihrem Be-
sitz befinden, unverziglich an die Gesellschaft zu Ubergeben. Diese Verpflichtung er-
streckt sich auch auf Duplikate und Ablichtungen. Den Mitgliedern des Aufsichtsrats
steht kein Zurlckbehaltungsrecht an derartigen Unterlagen zu. Duplikate und Ablichtun-
gen, die Beschlussfassungen des Aufsichtsrats oder sonstige Sachverhalte betreffen,
mit denen der Aufsichtsrat befasst war, kdnnen beim ausscheidenden Mitglied verblei-
ben, wenn dieses versichert, diese unzuganglich fur Dritte und besonders gesichert auf-
zubewahren.
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Ausschiisse

Solange der Aufsichtsrat der Gesellschaft satzungsgemaR aus drei Mitgliedern besteht,
bildet dieser gleichzeitig den Prifungsausschuss im Sinne des § 107 Abs. 3 S. 2 AktG.
Sobald der Aufsichtsrat aus mehr als drei Mitgliedern besteht, wird der Aufsichtsrat ab-
hangig von der Anzahl seiner Mitglieder die Regelungen zur Bildung von Ausschissen
entsprechend anpassen.

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte den Vorsitzenden des jeweiligen Ausschusses,
der nicht gleichzeitig der Vorsitzende des Aufsichtsrats ist.

Solange samtliche Mitglieder des Aufsichtsrats auch Mitglieder des Prifungsausschus-
ses sind, sollen Sitzungen des Aufsichtsrates auf Verlangen des Vorsitzenden des Pri-
fungsausschusses zugleich auch Sitzungen des Prifungsausschusses sein und werden
durch den Vorsitzenden des Prifungsausschusses geleitet, soweit dies die Behandlung
von Themen betrifft, fir die (auch) der Prifungsausschuss zustandig ist (vgl. insoweit
insbesondere die Themen des nachfolgenden Absatzes 4).

Der Priifungsausschuss stiitzt sich zur Erfiillung seiner Uberwachungsfunktion in der
Regel auf die Berichte des Vorstands. Der Prifungsausschuss unterstitzt den Aufsichts-
rat insbesondere

a)  bei der Priifung der Rechnungslegung und der Uberwachung des Rechnungsle-
gungsprozesses;

b)  beider Uberwachung der Wirksamkeit des Risikomanagementsystems, insbeson-
dere des internen Kontrollsystems, der Compliance und des internen Revisions-
systems;

c) bei der Uberwachung der Durchfiihrung der Abschlussprifungen, insbesondere
hinsichtlich der Unabhangigkeit des Abschlussprufers, der vom Abschlussprufer
erbrachten Leistungen (Umfang, Haufigkeit, Berichterstattung) und der externen
Rotation des Abschlusspriifers;

d)  durch Unterbreitung von Vorschlagen fir die Bestimmung von Prifungsschwer-
punkten, die Bestellung eines Abschlussprifers sowie fir die Hohe seiner Vergu-
tung und Unterstutzung bei der Erteilung, der Kiindigung oder der Fortsetzung des
Prifauftrags;

e) bei der Bewertung der Feststellungen der internen Revision und des Abschluss-
prifers sowie bei der Uberwachung der ziigigen Behebung der vom Abschluss-
prufer und der internen Revision festgestellten Mangel durch den Vorstand mittels
geeigneter MalRnahmen sowie

f) bei der Erérterung von Finanzinformationen mit dem Vorstand vor ihrer Veréffent-
lichung, z.B. Quartals- und Halbjahresfinanzberichte.

Erorterungspflichtige Angelegenheiten und Informationsordnung

Der Vorstand berichtet dem Aufsichtsrat gemal § 90 AktG sowie Uber die gesetzliche
Berichterstattungspflicht hinaus mundlich und auf Wunsch auch schriftlich regelmafig
uber die wirtschaftliche Entwicklung der Gesellschaft, Veranderungen in der Geschafts-
verteilung, Bedrohungen fur das Unternehmen oder sonstige besondere Entwicklungen.
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Unbeschadet der gesetzlichen Unterrichtungs- bzw. Berichtspflichten des Vorstands legt
der Aufsichtsrat weitere Inhalte der Berichterstattung durch den Vorstand in einem The-
menkalender des Aufsichtsrats fest. Diese Themen werden in regelmafigen Intervallen
in den jeweils dafiir vorgesehenen Aufsichtsratssitzungen mitbehandelt.

Der Aufsichtsratsvorsitzende halt mit dem Vorstand, insbesondere mit dem Vorsitzenden
des Vorstands, regelmaRig Kontakt und berat mit ihm Fragen der Strategie, der Ge-
schaftsentwicklung, der Risikolage, des Risikomanagements und der Compliance des
Unternehmens. Der Aufsichtsratsvorsitzende wird Uber wichtige Ereignisse, die fur die
Beurteilung der Lage und Entwicklung sowie flr die Leitung des Unternehmens von we-
sentlicher Bedeutung sind, unverzuglich durch den Vorsitzenden des Vorstands infor-
miert. Der Aufsichtsratsvorsitzende unterrichtet sodann den Aufsichtsrat und beruft er-
forderlichenfalls eine auferordentliche Aufsichtsratssitzung ein.

Jahresabschluss und Abschlussprifung

Der Vorstand legt den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Konzernabschluss, den
Konzernlagebericht und den Nachhaltigkeitsbericht unverzuglich nach ihrer Aufstellung
dem Aufsichtsrat vor. Die Jahresabschlussunterlagen (Jahresabschluss, Lagebericht,
Gewinnverwendungsvorschlag und Abschlussprifungsbericht) sind jedem Aufsichts-
ratsmitglied mindestens drei Wochen vor der Sitzung zuzusenden.

Der Abschlussprufer nimmt an den Beratungen des Aufsichtsrats Gber den Jahres- und
Konzernabschluss teil und berichtet Uber die wesentlichen Ergebnisse seiner Prifung.
Auf Einladung des Vorsitzenden des Prifungsausschusses kann der Abschlussprifer
auch an Sitzungen des Prifungsausschusses als Gast teilnehmen.

Der Aufsichtsrat erteilt dem Abschlussprifer den Prufungsauftrag und trifft mit ihm die
Honorarvereinbarung. Uber die Erteilung des Auftrags hat zuvor der Prifungsausschuss
zu beraten.

Im Prufungsauftrag ist auch zu vereinbaren, dass der Abschlussprtfer tGber alle sich bei
der Prifung ergebenden und fir die Aufgabe des Aufsichtsrats bzw. des Prifungsaus-
schusses wesentlichen Feststellungen und Vorkommnisse unverziglich dem Aufsichts-
rat bzw. dem Priifungsausschuss berichtet. Dazu gehort auch der Hinweis zu Tatsachen,
die eine Unrichtigkeit der von Vorstand und Aufsichtsrat abgegebenen Entsprechenser-
klarung (§ 161 AktG) zum Deutschen Corporate Governance Kodex ergeben.

Im Bericht an die Hauptversammlung hat der Aufsichtsrat auch mitzuteilen, in welcher
Art und in welchem Umfang er die Geschaftsfuhrung der Gesellschaft wahrend des Ge-
schéaftsjahrs gepruft hat. Ferner hat er anzugeben, welche Ausschiisse gebildet worden
sind, sowie die Zahl seiner Sitzungen und die der Ausschiisse mitzuteilen. Ist der Jah-
resabschluss durch einen Abschlusspriifer zu prifen, so hat der Aufsichtsrat zudem zum
Ergebnis der Prifung des Jahresabschlusses durch den Abschlussprifer Stellung zu
nehmen.

Effizienzprifung

Der Aufsichtsrat Uberprift einmal jahrlich die Effizienz seiner Tatigkeit sowie die ord-
nungsgemalie Erfullung seiner Pflichten aus Gesetz, Satzung oder dieser Geschaftsord-
nung. Gegenstand der Effizienzprifungen sind neben vom Aufsichtsrat festzulegenden
qualitativen Kriterien insbesondere die Verfahrensablaufe im Aufsichtsrat sowie die
rechtzeitige und inhaltlich ausreichende Informationsversorgung des Aufsichtsrats.



§ 13 Inkrafttreten

Diese Geschaftsordnung tritt mit Beschluss des Aufsichtsrats vom 31. August 2021 so-
fort in Kraft.
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	(2) Der Aufsichtsrat befasst sich insbesondere mit der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses, der Überwachung der Wirksamkeit des internen Kontroll- und Risikomanagementsystems, der Überwachung der Internen Revision und der Compliance, der erforde...

	§ 6 Beschlussfassung
	(1) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats können Beschlüsse auch außerhalb von Sitzungen (Beschlussfassung schriftlich, per Telefax, telefonisch oder unter Nutzung elekt...
	(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn an der Beschlussfassung sämtliche Mitglieder teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfassung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält.
	(3) Abwesende Aufsichtsratsmitglieder können an Abstimmungen des Aufsichtsrats in einer Sitzung dadurch teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche Stimmabgaben überreichen lassen.
	(4) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Dabei gilt Stimmenthaltung nicht als Stimmabgabe. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsi...
	(5) Der Aufsichtsratsvorsitzende ist ermächtigt, im Namen des Aufsichtsrats die zur Durchführung der Beschlüsse des Aufsichtsrats erforderlichen Willenserklärungen abzugeben.

	§ 7 Sitzungsniederschrift
	(1) Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Aufsichtsrats sind Niederschriften anzufertigen, die vom Vorsitzenden der Sitzung oder bei Abstimmung außerhalb von Sitzungen vom Leiter der Abstimmung zu unterzeichnen sind. Die Beschlüsse des Aufsichtsra...
	(2) Der Aufsichtsratsvorsitzende kann einen zur Verschwiegenheit zu verpflichtenden Protokollführer beiziehen. Die Sitzungsniederschrift ist vom Sitzungsleiter zu unterzeichnen.
	(3) Die Beschlussfassung über die Genehmigung der Niederschrift folgt in der nächsten Sitzung des Aufsichtsrats.
	(4) Auf Beschlüsse des Aufsichtsrats außerhalb einer Sitzung sind die Vorschriften zur Sitzungsniederschrift entsprechend anzuwenden.

	§ 8 Schweigepflicht
	(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats haben über die ihnen bei ihrer Tätigkeit als Aufsichtsratsmitglied bekannt gewordenen Tatsachen, deren Offenbarung die Interessen der Gesellschaft oder eines mit ihr verbundenen Unternehmens beeinträchtigen könnte,...
	(2) Beabsichtigt ein Mitglied des Aufsichtsrats Informationen, deren Mitteilung nicht offensichtlich zulässig ist, an Dritte weiterzugeben, so ist der Vorsitzende des Aufsichtsrats darüber zu informieren. Wenn dieser der Bekanntgabe nicht zustimmt, ha...
	(3) Die Mitglieder des Aufsichtsrats sind bei ihrem Ausscheiden aus dem Amt verpflichtet, sämtliche Unterlagen wie Schriftstücke, Korrespondenzen, Aufzeichnungen und dergleichen, sie sich auf Angelegenheiten der Gesellschaft beziehen und die sich in i...

	§ 9 Ausschüsse
	(1) Solange der Aufsichtsrat der Gesellschaft satzungsgemäß aus drei Mitgliedern besteht, bildet dieser gleichzeitig den Prüfungsausschuss im Sinne des § 107 Abs. 3 S. 2 AktG. Sobald der Aufsichtsrat aus mehr als drei Mitgliedern besteht, wird der Auf...
	(2) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden des jeweiligen Ausschusses, der nicht gleichzeitig der Vorsitzende des Aufsichtsrats ist.
	(3) Solange sämtliche Mitglieder des Aufsichtsrats auch Mitglieder des Prüfungsausschusses sind, sollen Sitzungen des Aufsichtsrates auf Verlangen des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses zugleich auch Sitzungen des Prüfungsausschusses sein und werden...
	(4) Der Prüfungsausschuss stützt sich zur Erfüllung seiner Überwachungsfunktion in der Regel auf die Berichte des Vorstands. Der Prüfungsausschuss unterstützt den Aufsichtsrat insbesondere
	a) bei der Prüfung der Rechnungslegung und der Überwachung des Rechnungslegungsprozesses;
	b) bei der Überwachung der Wirksamkeit des Risikomanagementsystems, insbesondere des internen Kontrollsystems, der Compliance und des internen Revisionssystems;
	c) bei der Überwachung der Durchführung der Abschlussprüfungen, insbesondere hinsichtlich der Unabhängigkeit des Abschlussprüfers, der vom Abschlussprüfer erbrachten Leistungen (Umfang, Häufigkeit, Berichterstattung) und der externen Rotation des Absc...
	d) durch Unterbreitung von Vorschlägen für die Bestimmung von Prüfungsschwerpunkten, die Bestellung eines Abschlussprüfers sowie für die Höhe seiner Vergütung und  Unterstützung bei der Erteilung, der Kündigung oder der Fortsetzung des Prüfauftrags;
	e) bei der Bewertung der Feststellungen der internen Revision und des Abschlussprüfers sowie bei der Überwachung der zügigen Behebung der vom Abschlussprüfer und der internen Revision festgestellten Mängel durch den Vorstand mittels geeigneter Maßnahm...
	f) bei der Erörterung von Finanzinformationen mit dem Vorstand vor ihrer Veröffentlichung, z.B. Quartals- und Halbjahresfinanzberichte.


	§ 10 Erörterungspflichtige Angelegenheiten und Informationsordnung
	(1) Der Vorstand berichtet dem Aufsichtsrat gemäß § 90 AktG sowie über die gesetzliche Berichterstattungspflicht hinaus mündlich und auf Wunsch auch schriftlich regelmäßig über die wirtschaftliche Entwicklung der Gesellschaft, Veränderungen in der Ges...
	(2) Unbeschadet der gesetzlichen Unterrichtungs- bzw. Berichtspflichten des Vorstands legt der Aufsichtsrat weitere Inhalte der Berichterstattung durch den Vorstand in einem Themenkalender des Aufsichtsrats fest. Diese Themen werden in regelmäßigen In...
	(3) Der Aufsichtsratsvorsitzende hält mit dem Vorstand, insbesondere mit dem Vorsitzenden des Vorstands, regelmäßig Kontakt und berät mit ihm Fragen der Strategie, der Geschäftsentwicklung, der Risikolage, des Risikomanagements und der Compliance des ...

	§ 11 Jahresabschluss und Abschlussprüfung
	(1) Der Vorstand legt den Jahresabschluss, den Lagebericht, den Konzernabschluss, den Konzernlagebericht und den Nachhaltigkeitsbericht unverzüglich nach ihrer Aufstellung dem Aufsichtsrat vor. Die Jahresabschlussunterlagen (Jahresabschluss, Lageberic...
	(2) Der Abschlussprüfer nimmt an den Beratungen des Aufsichtsrats über den Jahres- und Konzernabschluss teil und berichtet über die wesentlichen Ergebnisse seiner Prüfung. Auf Einladung des Vorsitzenden des Prüfungsausschusses kann der Abschlussprüfer...
	(3) Der Aufsichtsrat erteilt dem Abschlussprüfer den Prüfungsauftrag und trifft mit ihm die Honorarvereinbarung. Über die Erteilung des Auftrags hat zuvor der Prüfungsausschuss zu beraten.
	(4) Im Prüfungsauftrag ist auch zu vereinbaren, dass der Abschlussprüfer über alle sich bei der Prüfung ergebenden und für die Aufgabe des Aufsichtsrats bzw. des Prüfungsausschusses wesentlichen Feststellungen und Vorkommnisse unverzüglich dem Aufsich...
	(5) Im Bericht an die Hauptversammlung hat der Aufsichtsrat auch mitzuteilen, in welcher Art und in welchem Umfang er die Geschäftsführung der Gesellschaft während des Geschäftsjahrs geprüft hat. Ferner hat er anzugeben, welche Ausschüsse gebildet wor...
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